
B e s c h l u B

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 70 Senat des Bundessozialgerichts am 140 September

4964 unter Mitwirkung des “°" ‘

Senatspräsidenten Dr° B e r n d t
als Vorsitzenden?

des Bundesrichters Dr„ K l ä.ß

und des Bundesrichters Dr(] K r e b s

beschlossen;

4) Der Antrag der Klägerin auf Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand wird zurückgewieseno

2) Die ReviSion der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgeriehts Berlin vom 220 November 4965 wird als

unzulässig verworfeno

5) Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Q.Lii @‚d @.—- „ - »s—

Die Klägerin hat gegen das ihr am 450 Januar 196# ordnungs—

gemäß zugestellte Urteil des Landessozialgerichts (LSG)Berlix
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vom 22. November 1963 am Samstag, den 150 Februar 1964,

durch ihren Prozeßbevollmächtigten telegrafisch Revision

eingelegt° Die Revision enthält jedoch keinen bestimmten

Antrag,

'Gemaß @ 164 Abs° 2 Satz 1 des SozialgeriChtsges etzes (SGG)

muß die Revision das angei'ochtene Urteil bezeichnen und

einen bestimmten Antrag enthalten° Hierzu heißt es in der

Rechtsmittclbelehrung des angefochtenen Urteils:

" Die Revision ist binnen eines Monats nach Zustellung
des Urteils schriftlich beim Bundessozialgericht in
Kassel—Wilhelmshöhe, Graf—Bernadette—Platz 3, einzu—

.legen und binnen eines weiteren Monats zu begründen,
Sie muß das angefochtene Urteil bezeichnen und einen
bestimmten Antrag enthalten, Die Revisionsbegründung
muß außerdem die verletzte Rechtsnorm und, soweit Ver—
fahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen und Beweis—
mittel bezeichnen, die diese Mängel ergeben° " ‚_

Diese
Rechtsmittelbelohrung

entspricht entge; en der Auf—

fassung der Klägerin den Anforderungen des @ 66 Abs, 1 SGG°
Insbesondere kann sich das Wort "Sie" im zweiten Satz nur

auf das einzige Subjekt des vorhergehenden Satzes, d,h° auf

die "Revision“ beziehen, woraus sich unmißverständlich ergibt,

daß "Sie", d,h„ die Revision, einen bestimmten Antrag ent—

halten muß° Hieran vermag auch das im dritten Satz nach—

folgende Wort "außerdem" nichts zu ändern, da es allenfalls

den — irrip en, aber unschädlichen — Schluß hervorrufen könn—

te, auch die Revisions begründung müßte nochmals die Bezeich—

nung des Urteils und einen bestimmten Antrag enthalten, 80—

mit hätte spätestens bis zum Ende der Revisionsfris t am 15

Februar 1964 ein bestimmter Antrag beim Bundessozialgericht

(BSG) vorliegen müssen° Die Erklärung in der Revisions—

sehrift, daß gegen das näher bezeichnete Urteil Revision

eingelegt werde, ist jedoch kein bestimmter Antrag und ge—

nügt dem Formerfordernis des % 164 Abs, 2 Satz 1 SGG nicht

(see 1, 47, 5030 ’ '
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_3_.

Nach einem entsprechenden Hinweis des BSG hat die Klägerin

zwar mit Schriftsatz vom 250 Februar 1964, beim BSG einge—

gangen am 260 Februar, die Revisionseinlegung mit einem

förmliehen Antrag wiederholt, jedoch war die Revisionsfrist

zu diesem Zeitpunkt bereits abgelaufen°

Gegen die somit vorliegende Versäumung der Revisionsfrist

hat die Klägerin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand be—

antragt; doch sind eine Wiedereinsetzung rechtfertigende

Gründe weder ausreichend glaubhaft gemacht noch sonst er—

sichtlich (5 67 SGG)o

Allerdings hat der Prozeßbevollmäohtigte die Klägerin,

dessen etwaiges Verschulden diese zu vertreten hat (BSG

11, 160), eidesstattlich versichert, er glaube sich mit

Sicherheit daran erinnern zu können, bei der telefonischen

Aufgabe des die Revision enthaltenden Telegramms die Worte

“lege ich „„ in vollem Umfang „„, Revision ein" verwendet

zu haben. Er glaubt weiter, bei der Verlesung des aufge—

nommenen Telegramms durch die Postbeamtin gefragt zu haben,

ob diese Worte im Text enthalten seien, was ihm bestätigt

werden sei° Wie jedoch aus den von ihm gebrauchten Formu—

lierungen, er "glaube" bzw° er "glaube, sich mit Sicher—

heit erinnern zu können", hervorgeht, ist er selbst außer—

stande, mit absoluter Bestimmtheit, sondern lediglich unter

gewissen persönlichen inneren Zweifeln die Stellung eines

Revisionsantrags zu behaupten„ Deshalb kann seiner derart

abgesehwäehten eidesstattlichen Versicherung auch nur ein

geringerer Beweiswert zukommen, Demgegenüber vermag nach

seinen eigenen eidesstattlichen Angaben weder seine bei der

Durchgabe des Telegramms anwesende Ehefrau die Worte "in

vollem Umfang" zu bestätigen, noch enthält der von der Tele—

grammannahmestelle in Berlin aufgenommene Telegrammtext diese

Wort=o Selbst wenn man davon ausgeht, daß bei einer fern—
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mündlichen Telegrammaufnahme Fehler möglich sind, so ist.

es doch unwahrscheinlich, daß eine Postbadienetete den feh—

lerhaft oder unter Lücken aufgenommenen Text bei der Kon—

trollwiedergabe richtig vorliest. Wären also die angeb—

lich vom Prozeßbevollmächtigten durchgesagten Worte "in

vollem Umfang" durch Postversehen nicht aufgenommen, so

hätte ihm dies jedenfalls bei der Wiedergabe des Telegramm—

textes auffallen müssen. Deshalb liegt die Annahme nahe,

daß der Prozeßbevollmächtigte in der durch seine außerge—

wöhnlieh späte Beauftragung bedingten Eile entweder den

gesetzlich vorgeschriebenen Revisionsantrag unterlassen

oder sich von dessen Aufnahme in den Telegrammtext nicht

mit der auf Grund der Revisionseinlegung am Tage des Frist—

ablaufs erforderlichen besonderen Sorgfalt (vgl. BGH vom

26„ Oktober 1961 in VersR 62, 86 und BSG in SozR @ 67

Bl. Da 22 Nr. 33) überzeugt hat. Hierfür spricht ferner

die Tatsache, daß im Schriftsatz des Prozeßbevollmächtigten

vom 17 Februar 1964, der das Telegramm bestätigte, ein

Revis ionsa ntrag überhaupt nicht erwähnt oder auch nur an—

deutungsweise in Bezug genommen wurde.

Nach alledem ergibt sich
nicht

mit der gemäß 5 67 SGG er—
forderlichen überwiegenden Wahrscheinlichkeit (vgl. RG vom

"26 Oktober 1926 in JW 27, 1309; BaumbaCh/Lauterbach, Komm.

z. ZPO 5 294 Anm. 1 A; Schreier in Soners 56, 289; Peters/
Sautter/Wolff, Komm. z. SGb, 5 67 Anm. 4 c), daß die Ver-

säumung der Frist des @ 164 SGG hinsichtlich des Revisions—

antrags nicht auf ein Verschulden der Klägerin, sondern

auf Fehler der Post bei der Telegrammübermittlung zurückzu-

führen ist. Dabei vermag auch die Blindheit des Prozeß—

bevollmächtigten der Klägerin, auf die sich indessen dieser
selbst nicht beruft, keine andere Beurteilung zu rechtferti—

gen. Zwar ist bei der Frage des Verschuldens im Sinne des

5 67 Abs. 1 SGG regelmäßig ein subjektiver Maßstab anzulegen;
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_5_

doch bleibt bei einer telefonischen Telegrammaufgabe das

Sehvcrmögen des Aufgebenden ohne Einfluß, so daß insoweit

ein Blinder nicht günstiger gestellt werden kann als_ein

Sehendcr°

Da demnach die Revisionsfrist bezüglich des Re?isionsan—

trage (@ 164 Abs„ 2 Satz 1 SGG) versäumt und eine Wieder—

einsetzung mangels ausreichender Wiedereinsetzungsgründe

nicht möglich ist, muß die Revision als unzulässig ver-

worfen werden (5 169 SGG), ohne daß noch zu prüfen war,}

ob sie aus anderen Gründen ebenfalls unzulässig isto

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung

des 5 193 SGG„ ’
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